
Wahlpflichtmodule 

Zusätzlich zu den Pflichtmodulen sind 6
Wahlpflichtmodule aus der folgenden Liste
zu absolvieren. Jedes Wahlpflichtmodul hat
einen Umfang von 6 Semesterwochenstun-
den und 9 ECTS und stellt eine benotete
Prüfungsleistung dar.

1. Scientific Computing

2. Scientific Visualisation

3. Physics of Sensors

4. Medical Robotics

5. Ultrasonic Imaging

6. Fourier and Short Wavelength Optics

7. Nonlinear Optics

8. Physics of Laser

9. Laser Spectroscopy

10. Laser Medicine and Biomedical Optics

11. Nuclear Magnetic Resonance Imaging

12. Computed Tomography

13. Selected Topics

14. Research Project

Anhang B: Auswahlverfahren gemäß § 5 der
Prüfungsordnung

§ 1
Eignungsfeststellung

(1) Im Auswahlverfahren wird die Bewerberin
oder der Bewerber einer mündlichen Eig-
nungsprüfung unterzogen, die von mindes-
tens zwei Professoren des Fachbereichs Ma-
thematik und Technik vorgenommen wird,
die vom Prüfungsausschuss bestellt werden.

(2) Ist eine mündliche Eignungsprüfung
nicht oder nur unter erschwerten Bedingun-
gen möglich (z. B. bei Bewerberinnen oder
Bewerbern aus dem Ausland), kann die Eig-
nungsüberprüfung auch auf der Grundlage
von Gutachten, Graduate Record Examinati-
on (GRE)-Ergebnissen und einer schriftli-
chen Bewerbung samt Begründung für Stu-
dienwahl und Studienort erfolgen. Auch hier
sind mindestens zwei Professoren an der
Entscheidung beteiligt.

(3) Die Prüfer bewerten die  Eignung der Be-
werberin oder des Bewerbers anhand der in
§ 2 festgelegten Kriterien. Das Ergebnis des
Eignungsfeststellungsverfahrens wird als
arithmetisches Mittel der Bewertungen der
Prüfer festgestellt. 

(4) Die Prüfer können Auflagen zur Nachho-
lung von Inhalten aus den Bachelor-Studi-
engängen des Fachbereichs Mathematik und
Technik am RheinAhr-Campus erteilen.

(5) Es wird ein Protokoll der Eignungsprü-
fung erstellt, aus dem auch die Bewertung
der Teilleistungen gemäß § 2 hervorgeht.

(6) Der Prüfungsausschuss erteilt die Zulas-
sung zum Masterstudium, wenn das Eig-
nungsfeststellungsverfahren mit mindestens
70 Punkten abgeschlossen ist und bindet die
Zulassung gegebenenfalls an vorgeschlagene
Auflagen gemäß Absatz 4.

(7) Das Ergebnis des Auswahlverfahrens
teilt der Prüfungsausschuss der Bewerberin
oder dem Bewerber schriftlich mit. Eine Ein-
sichtnahme in das Protokoll ist innerhalb
von drei Monaten nach Zugang der schriftli-
chen Benachrichtigung möglich.

(8) Auf Antrag von Bewerberinnen kann die
zentrale Frauenbeauftragte oder die Beauf-
tragte des Fachbereichs an allen Teilen des
Eignungsfeststellungsverfahrens teilnehmen.

(9) § 11 Abs. 14 der Prüfungsordnung gilt
entsprechend für das Eignungsfeststellungs-
verfahren.

(10) Bei Ablehnung kann die Bewerberin
oder der Bewerber das Eignungsfeststel-
lungsverfahren im Folgesemester erneut
durchlaufen.

(11) Ein bestandenes Eignungsfeststellungs-
verfahren bleibt fünf Jahre lang gültig.

§ 2
Kriterien bei der Eignungsüberprüfung

Im Eignungsverfahren können bis zu 100
Punkte erreicht werden, die gemäß folgender
Kriterien vergeben werden: 

1. Ein ca. halbstündiger Vortrag der Bewer-
berin oder des Bewerbers aus dem Be-
reich der angewandten Physik wird mit
einer Maximalpunktzahl von 50 bewer-
tet. Das Thema des Vortrages ist frei
wählbar, darf aber nicht mit dem Thema
der Bachelor-/Abschlussarbeit des quali-
fizierenden Studiums identisch sein. Kri-
terien für die Vergabe der Punkte sind
- Anspruch des Themas (0 - 10 Punkte)
- Qualität des Vortrags (Strukturie-

rung, Medieneinsatz, Präsentations-
unterlagen, Vortragsstil, sprachliche
Fähigkeiten) (0 - 30 Punkte)

- Antworten auf die Fragen in der
anschließenden Diskussion (0 - 10
Punkte)

2. In einem ca. 15-minütigen Gespräch sol-
len Motivation und Fähigkeit der Bewer-
berin oder des Bewerbers zum for-
schungsorientierten Arbeiten einge-
schätzt werden. Es können bis zu 30
Punkte erreicht werden:
- schlüssige Begründung für die Ent-

scheidung, den Master-Studiengang
Applied Physics zu wählen, insbeson-
dere mit Blick auf die weitere Berufs-
planung; Informationsstand über die
Inhalte des Masterstudiengangs und
Beurteilung deren Relevanz für die
Ziele der Bewerberin bzw. des Bewer-
bers (0 - 15 Punkte)

- Lösung einer fachlichen Problemstel-
lung aus dem Bereich der Angewand-
ten Physik (0 - 10 Punkte)

- Veröffentlichung einer wissenschaft-
lichen Arbeit (0 - 5 Punkte)

3. Abhängig von der Gesamtnote des quali-
fizierenden Studiums werden bis zu 20
Punkte vergeben. Der Verteilung der
Punkte ist durch die folgende Tabelle ge-
geben:

Note 2.1 2.2 2.3 2.4 2.5

Punktzahl 20 15 10 5 0

9744.

Ordnung
des Fachbereichs 07

der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz

für die Prüfung
im Masterstudiengang Archäologie

Vom 1. Dezember 2008

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Hochschulgesetzes
vom 21. Juli 2003 (GVBl. S. 167), geändert
durch das Erste Landesgesetz zur Änderung
hochschulrechtlicher Vorschriften vom
19. Dezember 2006 (GVBl. S. 438), BS 223-41,
hat der Fachbereichsrat des Fachbereichs 07
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
am 4. Juni 2008 die folgende Ordnung für die
Prüfung im Masterstudiengang Archäologie
beschlossen. Diese Ordnung hat das Ministe-
rium für Bildung, Wissenschaft, Jugend und

Kultur mit Schreiben vom 22. Oktober 2008,
Az: 9526 Tgb. Nr.: 220/08, genehmigt. Sie
wird hiermit bekannt gemacht.

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1 Geltungsbereich, Ziel des Studiums,
Zweck der Masterprüfung,
akademischer Grad

§ 2 Zugangsvoraussetzungen

§ 3 Umfang und Art der Masterprüfung

§ 4 Regelstudienzeit, Fristen

§ 5 Modularisierter Studienaufbau,
Leistungspunktesystem,
Studienleistungen

§ 6 Studienumfang, Module

§ 7 Prüfungsausschuss

§ 8 Prüferinnen und Prüfer,
Beisitzerinnen und Beisitzer

§ 9 Anerkennung von Studienzeiten,
Studienleistungen und
Prüfungsleistungen

II. Prüfung

§ 10 Meldung und Zulassung
zur Masterprüfung

§ 11 Modulprüfungen 

§ 12 Mündliche Modulprüfungen

§ 13 Schriftliche Modulprüfungen

§ 14 Masterarbeit

§ 15 Mündliche Abschlussprüfung

§ 16 Bewertung der Prüfungsleistungen
und benoteten Studienleistungen

§ 17 Bestehen und Nichtbestehen,
Wiederholen von Prüfungen

§ 18 Freiversuch

§ 19 Versäumnis, Rücktritt,
Täuschung, Ordnungsverstoß

§ 20 Zeugnis, Urkunde,
Diploma Supplement

III. Schlussbestimmungen

§ 21 Ungültigkeit der Masterprüfung

§ 22 Widerspruch

§ 23 Informationsrecht der Kandidatin
oder des Kandidaten

§ 24 Elektronischer Dokumentenverkehr

§ 25 Inkrafttreten

Anhang

I. Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich, Ziel des Studiums,

Zweck der Masterprüfung,
akademischer Grad

(1) Diese Ordnung regelt die Prüfung im
Masterstudiengang Archäologie des Fachbe-
reichs 07 an der Johannes Gutenberg-Uni-
versität Mainz.

(2) Der konsekutive Masterstudiengang ist
ein wissenschaftlicher Studiengang, der auf-
bauend auf einen ersten berufsqualifizieren-
den Hochschulabschluss zu einem weiteren
berufsqualifizierenden akademischen Ab-
schluss führt. Er hat zum Ziel, vertiefte
wissenschaftliche Fachkenntnisse in den
Fachrichtungen Vor- und Frühgeschichtliche
Archäologie, Klassische Archäologie und
Christliche Archäologie und Byzantinische
Kunstgeschichte zu vermitteln. 

(3) Durch die Masterprüfung soll festgestellt
werden, ob die Kandidatin oder der Kandi-
dat die für den Übergang in die Berufspraxis
notwendigen Fachkenntnisse auf dem Gebiet
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der gewählten Fachrichtung erworben hat,
die Zusammenhänge des Fachgebietes
überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissen-
schaftliche Methoden und Kenntnisse anzu-
wenden.

(4) Nach erfolgreich absolviertem Studium
und bestandener Prüfung verleiht der zu-
ständige Fachbereich den akademischen
Grad eines „Master of Arts“. Dieser Hoch-
schulgrad darf dem Namen der Absolventin
oder des Absolventen beigefügt werden. 

§ 2
Zugangsvoraussetzungen

(1) Zum Masterstudiengang Archäologie
wird zugelassen, wer über die dafür erfor-
derliche Vorbildung verfügt. Die erforder-
liche Vorbildung besitzen Studierende, wenn
sie die folgenden Voraussetzungen erfüllen:

1. Vorliegen einer Hochschulzugangsbe-
rechtigung gemäß § 65 Abs. 1 HochSchG
(Hochschulreife oder eine fachbezogene
Studienberechtigung) 

2. Nachweis eines Bachelorabschlusses in
einem archäologischen Studiengang min-
destens mit der Note gut (= 2,5) oder eines
gleichwertigen Studienabschlusses an ei-
ner Hochschule in Deutschland oder im
Ausland. 

3. Außerdem sind für die Zulassung zum
Masterstudiengang die im Anhang ge-
nannten Qualifikationen erforderlich. 

(2) Es wird vorausgesetzt, dass die Studie-
renden über ausreichende aktive und passive
englische Sprachkenntnisse verfügen, die
zur Lektüre englischsprachiger Fachlitera-
tur und zur Teilnahme an Lehrveranstal-
tungen in englischer Sprache befähigen;
dies umfasst nicht das Anfertigen von
schriftlichen Studienleistungen sowie von
Prüfungsleistungen in englischer Sprache,
sofern in dieser Ordnung nichts anderes ge-
regelt ist. 

(3) Weitere Voraussetzung für die Zulassung
zum Masterstudiengang Archäologie ist, dass
der Prüfungsanspruch für diesen Studien-
gang noch nicht verloren ist. Zur diesbezügli-
chen Überprüfung sind Erklärungen gemäß
§ 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 vorzulegen; § 10
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 und 5 und Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Bei ausländischen Studienbewerberinnen
oder Studienbewerbern aus nichtdeutsch-
sprachigen Ländern ist der Nachweis von
Deutschkenntnissen auf dem Niveau der
„Deutschen Sprachprüfung für den Hoch-
schulzugang ausländischer Studienbewerber
(DSH)“ erforderlich.

§ 3
Umfang und Art der Masterprüfung

(1) Die Masterprüfung besteht aus folgenden
Prüfungsleistungen:

1. den studienbegleitenden Modulprüfun-
gen, 

2. der schriftlichen Masterarbeit,

3. der mündlichen Abschlussprüfung.

(2) Die besonderen Belange behinderter Stu-
dierender zur Wahrung ihrer Chancengleich-
heit sind zu berücksichtigen. Macht eine
Kandidatin oder ein Kandidat glaubhaft,
dass sie oder er wegen länger andauernder
oder ständiger körperlicher Behinderung
nicht in der Lage ist, die Prüfungen ganz
oder teilweise in der vorgesehenen Form ab-
zulegen, muss die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses gestatten, die Prü-
fungsleistung innerhalb einer verlängerten
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prü-
fungsleistungen in anderer Form zu erbrin-

gen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen
oder amtsärztlichen Attestes verlangt wer-
den. Entsprechendes gilt für Studienleistun-
gen.

(3) An Studien- und Prüfungsleistungen
kann nur teilnehmen, wer zum Zeitpunkt der
Prüfungs- oder Studienleistung ordnungs-
gemäß im Masterstudiengang Archäologie an
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
eingeschrieben und nicht beurlaubt ist sowie
seinen Prüfungsanspruch nicht verloren hat.

§ 4
Regelstudienzeit, Fristen

(1) Die Regelstudienzeit einschließlich der
Zeit für die Anfertigung der Masterarbeit
und die abschließende Masterprüfung be-
trägt zwei Jahre (vier Semester). Im Rahmen
des Masterstudiengangs sind insgesamt 120
Leistungspunkte (gemäß § 5 Abs. 2) zu errei-
chen.

(2) Im Interesse der Einhaltung der Regelstu-
dienzeit ist das Studium straff organisiert.
Nach Abschluss des 1. Studienjahrs sind
mindestens 30 LP zu erbringen. Gelingt dies
nicht, ist die oder der Studierende schriftlich
zur Teilnahme an einer Studienfachberatung
aufzufordern, in der die bisherigen Studien-
erfahrungen erörtert und die Gründe für das
Unterschreiten der Leistungserwartungen
dargelegt werden; ferner wird besprochen,
wie dem Erfordernis entsprochen werden
kann, bis spätestens zum Abschluss des Fol-
gesemesters die noch bis zum Erreichen der
Mindestleistungspunkte fehlenden Leis-
tungen zu erbringen. Werden im Falle des
Satzes 3 die Mindestleistungspunkte im
Folgesemester erreicht, verlängern sich die
Fristen gemäß Satz 2 für den Erwerb der
weiteren Leistungspunkte um jeweils ein Se-
mester (Fristverlängerung). Bei Überschrei-
tung einer verlängerten Frist gilt Satz 3 ent-
sprechend; eine einmalige Fristverlängerung
um ein weiteres Semester gemäß Satz 4 ist
nur in Ausnahmefällen möglich. Erfolgt die
Meldung zur Masterarbeit gemäß § 15 Abs. 4
nicht spätestens nach Abschluss des vierten
Studienjahres, gilt die Masterarbeit als erst-
mals nicht bestanden; für die Wiederholung
gelten die Fristen gemäß § 14 Abs. 12. Auch in
diesem Fall ist die oder der Studierende
schriftlich zur Teilnahme an einer Studien-
fachberatung aufzufordern.

(3) Bei der Ermittlung der Studienzeiten, die
für die Einhaltung der in Absatz 2 genannten
sowie weiterer im Rahmen dieser Prüfungs-
ordnung vorgeschriebenen Fristen maßgeb-
lich sind, werden Verlängerungen und Un-
terbrechungen von Studienzeiten nicht
berücksichtigt, soweit sie

1. durch die Mitwirkung in gesetzlich oder
satzungsmäßig vorgesehenen Gremien
einer Hochschule, einer Studierenden-
schaft oder eines Studierendenwerks,

2. durch Krankheit, eine Behinderung oder
andere von der oder dem Studierenden
nicht zu vertretende Gründe oder

3. durch Schwangerschaft oder Erziehung
eines Kindes

bedingt waren. Im Falle der Nummer 3 ist
mindestens die Inanspruchnahme der Fris-
ten entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 8 des
Mutterschutzgesetzes sowie entsprechend
den Fristen des Bundeserziehungsgeldgeset-
zes über die Elternzeit zu ermöglichen. Un-
berücksichtigt bleibt ferner ein ordnungs-
gemäßes einschlägiges Auslandsstudium von
bis zu zwei Semestern. Die Pflicht zum Er-
bringen der Nachweise nach den Sätzen 1
und 3 obliegt den Studierenden.

§ 5
Modularisierter Studienaufbau,

Leistungspunktesystem, Studienleistungen

(1) Die Lehrveranstaltungen und Praktika
des Masterstudiengangs werden im Rahmen
von Modulen angeboten. „Modul“ bezeich-
net thematisch und zeitlich aufeinander ab-
gestimmte, in sich abgeschlossene Lehrein-
heiten. Jedes Modul wird mit einer Modul-
prüfung gemäß § 11 abgeschlossen.

(2) Jedes Modul ist mit Leistungspunkten
(= LP) versehen, die dem ungefähren Zeit-
aufwand entsprechen, der in der Regel durch
die Studierende oder den Studierenden für
den Besuch aller verpflichtenden Lehrveran-
staltungen des Moduls, die Vor- und Nachbe-
reitung des Lehrstoffes, den ggf. erforder-
lichen Erwerb von Leistungsnachweisen,
die Prüfungsvorbereitung und die Ablegung
der Modulprüfung erforderlich ist. Entspre-
chendes gilt für die Masterarbeit und die
mündliche Abschlussprüfung. Die Vergabe
der Leistungspunkte erfolgt jeweils nach er-
folgreichem Abschluss der Modulprüfung,
der Masterarbeit und der mündlichen Ab-
schlussprüfung. Die Maßstäbe für die Zuord-
nung von Leistungspunkten entsprechen
dem European Credit Transfer System
(ECTS).

(3) Voraussetzung für die Vergabe von Leis-
tungspunkten für Module ist der erfolgreiche
Abschluss der Modulprüfung gemäß § 11
nach regelmäßiger Teilnahme an den Lehr-
veranstaltungen des Moduls; auf Absatz 5
Satz 3 wird verwiesen. Weitere Vorausset-
zung ist, sofern dies der Anhang vorsieht, der
Nachweis der erfolgreichen Teilnahme an
einer oder mehreren Lehrveranstaltungen
des Moduls. In begründeten Einzelfällen
kann von einem Nachweis der regelmäßigen
Teilnahme gemäß Satz 1 abgesehen werden.
Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig vor
Beginn der ersten Lehrveranstaltung des
Moduls an die oder den Verantwortlichen der
Lehrveranstaltung zu stellen. Die Entschei-
dung hierüber trifft im Einzelfall oder im
Grundsatz der Prüfungsausschuss im Ein-
vernehmen mit den zuständigen Fachvertre-
terinnen und Fachvertretern.

(4) Eine Studienleistung ist durch die erfolg-
reiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung
erbracht, wenn bei der Leistungsüberprü-
fung eine mindestens als „bestanden“ oder
mit als „ausreichend“ (4,0) bewertete Leis-
tung entsprechend § 16 Abs. 1 erzielt wurde.
Solche Leistungsüberprüfungen können
mehrere Teile umfassen und bestehen vor
allem aus Klausuren, mündlichen Prüfun-
gen, Protokollen, Kolloquien, Referaten,
praktischen Übungen und schriftlichen
Hausarbeiten. Die Veranstaltungsleiterin
oder der Veranstaltungsleiter gibt die Art
und Dauer der Leistungsüberprüfung
spätestens zu Beginn der Vorlesungszeit be-
kannt. Studienleistungen können nur bei ei-
ner nachgewiesenen regelmäßigen Teilnahme
an den Lehrveranstaltungen bescheinigt
werden; Absatz 3 Satz 3 - 5 bleibt hiervon
unberührt. Eine regelmäßige Teilnahme liegt
dann vor, wenn die oder der Studierende in
allen von der Veranstaltungsleiterin oder
dem Veranstaltungsleiter im Verlauf eines
Semesters angesetzten Einzelveranstaltun-
gen anwesend war. Eine regelmäßige Teil-
nahme kann noch attestiert werden, wenn
die oder der Studierende bis zu zwei Einzel-
veranstaltungen, höchstens aber vier Veran-
staltungsstunden im Semester, versäumt hat.
In begründeten Einzelfällen können Ausnah-
men zugelassen werden. Absatz 3 Satz 3
bleibt hiervon unberührt.

(5) Die Veranstaltungsleiterin oder der Ver-
anstaltungsleiter teilt der oder dem Vorsit-
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zenden des Prüfungsausschusses (gemäß § 7
Abs. 2 Satz 2) unmittelbar nach Abschluss
einer Lehrveranstaltung die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer mit; dabei sind der oder
dem Vorsitzenden auch die Namen der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer mitzuteilen,
die an der Lehrveranstaltung nicht regel-
mäßig teilgenommen haben. Sofern benotete
Studienleistungen zu erbringen sind, wird
der Prüfungsausschuss unverzüglich über
die jeweils erzielten Noten unterrichtet so-
wie darüber, welche Studierenden nicht an
der Leistungsüberprüfung teilgenommen ha-
ben. Sofern im Anhang nichts anderes be-
stimmt ist, wird bei Vorlesungen der Nach-
weis der regelmäßigen Teilnahme durch das
Bestehen der Modulprüfung geführt; die
Mitteilungen gemäß Satz 1 entfällt.

(6) Für die Teilnahme an Lehrveranstaltun-
gen ist in der Regel eine fristgerechte und
verbindliche Anmeldung erforderlich. Die
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
setzt in Absprache mit der Veranstaltungs-
leiterin oder dem Veranstaltungsleiter die je-
weiligen Anmeldetermine und -modalitäten
fest. Übersteigt die Zahl der Anmeldungen
für eine teilnehmerbeschränkte Lehrveran-
staltung die Zahl der verfügbaren Plätze, so
sind bei der Vergabe die Richtlinien des Se-
nats über den Zugang zu Lehrveranstaltun-
gen mit beschränkter Teilnehmerzahl in der
jeweils gültigen Fassung zu verwenden.

(7) Eine Lehrveranstaltung, mit Ausnahme
von Vorlesungen, an der ohne von der bzw.
dem für die Lehrveranstaltung Verantwort-
lichen genehmigte Entschuldigung nicht re-
gelmäßig teilgenommen wurde, kann zwei-
mal wiederholt werden. Die Wiederholung
einer Lehrveranstaltung, in der bereits eine
Studienleistung erbracht wurde, mit dem
Ziel des Erwerbs weiterer Leistungspunkte
oder der Verbesserung der erzielten Note ist
ausgeschlossen.

(8) Nicht bestandene Studienleistungen sol-
len zum nächstmöglichen Termin wiederholt
werden. Die Wiederholung von nicht bestan-
denen Studienleistungen ist nur zweimal
möglich. 

(9) Die besonderen Anforderungen für Studi-
enleistungen, die gemäß Anhang als Modul-
teilprüfungen definiert sind, sind in § 11
Abs. 2 geregelt. 

(10) Leistungspunkte für einzelne Lehrver-
anstaltungen werden nur auf schriftlichen
Antrag und nur zu Zwecken des Transfers
bescheinigt. Werden in begründeten Einzel-
fällen Einzelnachweise für eine erbrachte
Studienleistung benötigt, wird ein Studien-
nachweis von der Veranstaltungsleiterin
oder dem Veranstaltungsleiter ausgestellt.
Der Studiennachweis enthält mindestens
den Namen der oder des teilnehmenden Stu-
dierenden, die genaue Bezeichnung der
Lehrveranstaltung und des Moduls, die An-
gabe des Semesters, in dem die Lehrveran-
staltung durchgeführt wurde, die Zahl der
Leistungspunkte und im Falle einer benote-
ten Studienleistung auch die Bewertung der
erbrachten Studienleistung gemäß § 16 Abs. 1
und die Art, in der die Leistung erbracht
wurde. 

(11) Voraussetzung für die Vergabe von Leis-
tungspunkten für Exkursionen ist der Nach-
weis der aktiven Teilnahme.

§ 6
Studienumfang, Module

(1) Der zeitliche Gesamtumfang in Semester-
wochenstunden (= SWS) der für den erfolg-
reichen Abschluss des Studiums erforder-
lichen Lehrveranstaltungen (Pflicht- und
Wahlpflichtveranstaltungen) beträgt:

22 SWS in den Pflichtmodulen und ca.
27 SWS in den Wahlpflichtmodulen

Näheres hierzu ist im Anhang geregelt.

(2) Zum erfolgreichen Abschluss des Studi-
engangs müssen insgesamt 120 Leistungs-
punkte (LP) nachgewiesen werden, davon
entfallen: 

1. auf die Pflichtmodule: 25 LP,

2. auf die Wahlpflichtmodule: 60 LP,

3. auf die Masterarbeit: 30 LP,

4. auf die Abschlussprüfung: 5 LP.

Aus der gewählten Modulkombination ergibt
sich die in Zeugnis und Diploma Supplement
anzugebende Fachrichtung. Die möglichen
drei Fachrichtungen sind im Anhang aufge-
führt.

(3) Die den jeweiligen Modulen zugehörigen
Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen
sind im Anhang aufgeführt. Der Fachbereich
sowie die kooperierenden Einrichtungen
stellen das für jedes Modul erforderliche
Lehrangebot sicher. 

§ 7
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen und
die durch diese Ordnung festgelegten Auf-
gaben setzt der Fachbereichsrat einen Prü-
fungsausschuss ein. 

(2) Dem Prüfungsausschuss gehören vier
Mitglieder aus der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer aus den
beteiligten Fächern, sowie je ein Mitglied
aus der Gruppe der Studierenden, aus der
Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und aus der Gruppe der
nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter an. Die oder der Vorsitzende
sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder
Stellvertreter müssen Hochschullehrerinnen
oder Hochschullehrer sein. Der Prüfungsaus-
schuss entscheidet mit einfacher Stimmen-
mehrheit der anwesenden Mitglieder; bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder
des Vorsitzenden den Ausschlag. Bei Abstim-
mungen über Prüfungsleistungen ist § 25
Abs. 5 HochSchG anzuwenden. Die Amtszeit
des studentischen Mitglieds beträgt ein Jahr,
die der übrigen Mitglieder drei Jahre. Die
Wiederwahl eines Mitglieds ist möglich.
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird eine
Nachfolgerin oder ein Nachfolger für die
restliche Amtszeit gewählt. 

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist
der Prüfungsausschuss für alle Entscheidun-
gen zuständig, die aufgrund dieser Ordnung
zu treffen sind; er kann die Erledigung von
Aufgaben an die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden delegieren. Der Prüfungsausschuss
achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser
Ordnung eingehalten werden. Er berichtet
regelmäßig dem Fachbereich über die Ent-
wicklung der Studien- und der Prüfungszei-
ten einschließlich der tatsächlichen Bear-
beitungszeiten für die Masterarbeit sowie
über die Verteilung der Modulnoten und der
Gesamtnoten; der Bericht ist in geeigneter
Weise durch die Hochschule offen zu legen.
Der Prüfungsausschuss gibt darüber hinaus
dem zuständigen Fachausschuss für Studi-
um und Lehre und dem Fachbereich Anre-
gungen zur Reform des Studienplans und der
Prüfungsordnung.

(4) Der Prüfungsausschuss hat im Zusam-
menwirken mit dem Fachbereich sicherzu-
stellen, dass die Studien- und Prüfungsleis-
tungen in den in dieser Ordnung festgesetzten
Zeiträumen erbracht werden können. Zu
diesem Zweck soll die Kandidatin oder der
Kandidat rechtzeitig sowohl über Art und

Zahl der im Rahmen eines Moduls zu erbrin-
genden Studien- und Prüfungsleistungen als
auch über die Termine, zu denen sie zu er-
bringen sind, informiert werden. Den Kandi-
datinnen und Kandidaten sind für jede Stu-
dien- und Prüfungsleistung rechtzeitig auch
die jeweiligen Wiederholungstermine be-
kannt zu geben.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses
haben das Recht, allen Leistungsüberprü-
fungen und Modulprüfungen beizuwohnen.
Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Be-
ratung und die Bekanntgabe der Note.

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses
sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses unterliegen der Amtsver-
schwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentli-
chen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden zur Verschwie-
genheit zu verpflichten.

(7) Belastende Entscheidungen des Prü-
fungsausschusses sind der oder dem betrof-
fenen Studierenden unverzüglich schriftlich
mitzuteilen. Der Bescheid ist mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 8
Prüferinnen und Prüfer,

Beisitzerinnen und Beisitzer

(1) Die Masterprüfung einschließlich der
Modulprüfungen wird von Prüferinnen oder
Prüfern durchgeführt. Der Prüfungsaus-
schuss bestellt die Prüferinnen und Prüfer.
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsit-
zenden übertragen.

(2) Prüferinnen oder Prüfer sind Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer, Habilitier-
te, promovierte wissenschaftliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter mit Aufgaben
gemäß § 56 Abs. 1 Satz 2 HochSchG, Lehrbe-
auftragte gemäß § 63 HochSchG sowie Lehr-
kräfte für besondere Aufgaben gemäß § 58
HochSchG. Professorinnen und Professoren
im Ruhestand, Honorarprofessorinnen und
Honorarprofessoren sowie in der beruflichen
Praxis erfahrenen Personen gemäß § 25
Abs. 4 Satz 2 HochSchG können durch Be-
schluss des Prüfungsausschusses auf Vor-
schlag des Fachbereichsrats zu Prüferinnen
oder Prüfern bestellt werden. Als Prüferin-
nen oder Prüfer für eine Fachprüfung kann
nur benannt werden, wer in dem Fach, in
dem die Prüfung abgelegt wird, eine Lehr-
tätigkeit an einer Hochschule ausübt oder in
den zurückliegenden vier Semestern aus-
geübt hat oder über nachgewiesene einschlä-
gige berufspraktische Erfahrungen verfügt.

(3) Die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses sorgt dafür, dass den Kandida-
tinnen oder Kandidaten die Namen der Prü-
ferinnen oder Prüfer rechtzeitig, in der Regel
mindestens vier Wochen vor dem Prüfungs-
termin bekannt gegeben werden. Die Kandi-
datin oder der Kandidat kann eine Prüferin
oder einen Prüfer vorschlagen. Der Vor-
schlag begründet keinen Anspruch. Ist eine
Prüferin oder ein Prüfer aus der Universität
ausgeschieden und bietet sie oder er noch die
Prüfung zu einem Modul, aber nicht mehr
Lehrveranstaltungen zu dem Modul an, so
kann die oder der Studierende diese Prüferin
oder diesen Prüfer für die Abnahme einer
Wiederholungsprüfung zu dem Modul vor-
schlagen oder die Prüferin oder den Prüfer,
der sowohl Lehrveranstaltungen als auch die
Prüfung zu dem Modul anbietet. 

(4) Die Fachprüferinnen und Fachprüfer be-
stellen die Beisitzerinnen oder Beisitzer. Die
Beisitzerin oder der Beisitzer müssen min-
destens die durch die Prüfung festzustellende
oder eine gleichwertige Qualifikation besit-
zen. Sie führen die Niederschrift bei mündli-
chen und praktischen Prüfungen. Sie sind



berechtigt, Kandidatinnen oder Kandidaten
bei Störungen während einer Prüfung von
der Fortsetzung der Prüfung auszuschließen.

(5) Für die Prüferinnen und Prüfer und
Beisitzerinnen oder Beisitzer gilt § 7 Abs. 7
Satz 2 und 3 entsprechend.

(6) In Studienfächern, in denen Kooperati-
onsvereinbarungen mit auswärtigen Hoch-
schulen bestehen, können auch die Prü-
fungsberechtigten der daran beteiligten aus-
wärtigen Hochschulen zu Prüferinnen oder
Prüfern sowie Beisitzerinnen oder Beisitzern
bestellt werden. Dabei gelten die Absätze 2, 3,
4 und 5 entsprechend. 

§ 9
Anrechnung von Studienzeiten,

Studienleistungen und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen werden ohne Gleichwer-
tigkeitsprüfung angerechnet, wenn sie an ei-
ner Hochschule in Deutschland in demselben
Studiengang erbracht wurden, soweit sich
die Module im Wesentlichen entsprechen und
der Studiengang akkreditiert ist. 

(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen in nicht akkreditierten und
in anderen Studiengängen werden angerech-
net, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt
ist. Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den
Anforderungen denjenigen des Masterstudi-
engangs Archäologie an der Johannes Guten-
berg-Universität im Wesentlichen entspre-
chen. Dabei ist kein schematischer Vergleich,
sondern eine Gesamtbetrachtung und Ge-
samtbewertung vorzunehmen. Bei der Aner-
kennung von Studienzeiten, Studienleis-
tungen und Prüfungsleistungen, die außer-
halb Deutschlands erbracht wurden, sind die
von Kultusministerkonferenz und Hochschul-
rektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzver-
einbarungen sowie Absprachen im Rahmen
von Hochschulkooperationsvereinbarungen
zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarun-
gen nicht vorliegen, kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle für auslän-
disches Bildungswesen gehört werden.

(3) Beabsichtigt die oder der Studierende ein
Auslandsstudium mit anschließender Aner-
kennung von im Ausland erbrachten Studi-
en- und Prüfungsleistungen, soll sie oder er
vor Beginn des Auslandsstudiums mit der
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses oder einer oder einem hierzu Beauf-
tragten ein Gespräch über die Anerken-
nungsfähigkeit der Studien- und Prüfungs-
leistungen führen. Die Ergebnisse dieses Ge-
spräches werden schriftlich festgehalten.

(4) Für Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen in staatlich anerkannten
Fernstudien, für multimedial gestützte Stu-
dien- und Prüfungsleistungen sowie für
Studien- und Prüfungsleistungen von Früh-
studierenden (§ 67 Abs. 4 HochSchG) gelten
die Absätze 1 und 2 entsprechend. Absatz 2
gilt außerdem auch für Studienzeiten, Studi-
enleistungen und Prüfungsleistungen an an-
deren Bildungseinrichtungen, insbesondere
an staatlichen oder staatlich anerkannten
Berufsakademien.

(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen
angerechnet, sind die Noten - soweit die No-
tensysteme vergleichbar sind - zu überneh-
men und nach Maßgabe des § 16 in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen.
Den anerkannten Studien- und Prüfungs-
leistungen werden die Leistungspunkte
zugerechnet, die in dieser Ordnung hierfür
vorgesehen sind. Bei unvergleichbaren No-
tensystemen wird der Vermerk „bestanden“
aufgenommen. 

(6) Die Kandidatin oder der Kandidat legt
dem Prüfungsausschuss die für die Anerken-
nung erforderlichen Unterlagen vor, aus de-
nen die Bewertung, die Leistungspunkte und
die Zeitpunkte sämtlicher Prüfungsleistun-
gen hervorgehen, denen er sich in einem
anderen Studiengang oder an anderen Hoch-
schulen bisher unterzogen hat. Aus den
Unterlagen muss ersichtlich sein, welche
Modulprüfungen und prüfungsrelevanten
Studienleistungen nicht bestanden oder wie-
derholt wurden. Die Unterlagen müssen von
derjenigen Hochschule ausgestellt sein, an
der die Prüfungsleistungen abgelegt wurden.
Über die Anerkennung entscheidet der Prü-
fungsausschuss nach Anhörung der jeweili-
gen Fachvertreterin oder des jeweiligen
Fachvertreters.

(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der
Absätze 1, 2 und 4 besteht ein Rechtsan-
spruch auf Anerkennung. Die Anerkennung
von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die in Deutschland er-
bracht wurden, erfolgt von Amts wegen.

(8) Sofern Anerkennungen vorgenommen
werden, können diese mit Auflagen hinsicht-
lich nachzuholender Studien- und Prüfungs-
leistungen verbunden werden. Auflagen und
eventuelle Fristen, innerhalb der diese zu er-
füllen sind, sind der Kandidatin oder dem
Kandidaten schriftlich mitzuteilen. Die Mit-
teilung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
zu versehen.

(9) Bei den Anerkennungsverfahren werden
sämtliche von der Kandidatin oder dem
Kandidaten abgelegten - sowohl die bestan-
denen als auch die nicht bestandenen - Stu-
dien- und Prüfungsleistungen, zu denen es
gleichwertige Studien- und Prüfungsleistun-
gen in diesem Masterstudiengang gibt,
berücksichtigt. § 17 Abs. 3 Satz 1 und 2 ist
anzuwenden.

II. Prüfung

§ 10
Meldung und Zulassung

zur Masterprüfung

(1) Mit der Meldung zur ersten Modulprü-
fung innerhalb der vom Prüfungsausschuss
bekannt gegebenen Frist gilt der Antrag auf
Zulassung zur Masterprüfung als gestellt.
Der Antrag ist schriftlich oder in elektroni-
scher Form an den Prüfungsausschuss zu
richten.

(2) Sofern nicht bereits mit dem Antrag auf
Zulassung zum Studium erfolgt, sind dem
Antrag auf Zulassung beizufügen:

1. eine Erklärung darüber, ob die Kandida-
tin oder der Kandidat bereits eine Mas-
terprüfung im Masterstudiengang Ar-
chäologie an einer Hochschule in
Deutschland endgültig nicht bestanden
hat oder ob sie oder er sich in einem nicht
abgeschlossenen Prüfungsverfahren an
einer Hochschule in Deutschland oder im
Ausland befindet,

2. eine Erklärung darüber, ob und ggf. wie
oft die Kandidatin oder der Kandidat be-
reits Prüfungsleistungen und prüfungs-
relevante Studienleistungen im Master-
studiengang Archäologie oder in densel-
ben Fächern oder Modulen eines anderen
Studienganges an einer Hochschule in
Deutschland oder im Ausland nicht be-
standen hat.

In der Erklärung gemäß Nummer 2 hat die
Kandidatin oder der Kandidat zu versichern,
dass sie oder er im Falle eines gleichzeitigen
Studiums in einem anderen Studiengang
dem Prüfungsausschuss den Beginn und
Abschluss des Prüfungsverfahrens sowie das
Nichtbestehen von Prüfungen und Leis-

tungsüberprüfungen in dem anderen Studi-
engang unverzüglich schriftlich mitteilen
wird.

(3) Die Zulassung zur Masterprüfung wird
abgelehnt, wenn

1. der Antrag auf Zulassung nicht frist-
gemäß vorgelegt wurde oder 

2. die Unterlagen gemäß Absatz 2 unvoll-
ständig sind oder

3. die Kandidatin oder der Kandidat nicht
im Masterstudiengang Archäologie an
der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz eingeschrieben ist oder

4. die Kandidatin oder der Kandidat eine
Masterprüfung in demselben Studien-
gang an einer Hochschule in Deutschland
endgültig nicht bestanden hat oder

5. die Kandidatin oder der Kandidat wegen
der Anrechnung von Fehlversuchen
gemäß § 17 Abs. 3 keine Möglichkeit
mehr zur Erbringung von Prüfungsleis-
tungen hat, die für das Bestehen der
Masterprüfung erforderlich sind. 

(4) Wird die Kandidatin oder der Kandidat
zur Masterprüfung nicht zugelassen, ist ihr
oder ihm diese Entscheidung unter Angabe
der Gründe schriftlich mitzuteilen. Dem Be-
scheid ist eine Rechtsbehelfsbelehrung bei-
zufügen.

§ 11
Modulprüfungen

(1) Die Modulprüfungen werden studienbe-
gleitend erbracht; sie schließen das jeweilige
Modul ab. Gegenstand der Modulprüfungen
sind die Inhalte der Lehrveranstaltungen des
jeweiligen Moduls. Durch die Modulprüfung
soll die Kandidatin oder der Kandidat nach-
weisen, dass sie oder er die Inhalte und Me-
thoden des Moduls in den wesentlichen Zu-
sammenhängen beherrscht und die erworbe-
nen Kenntnisse und Fähigkeiten anwenden
kann.

(2) Eine Modulprüfung besteht grundsätzlich
aus einer Prüfungsleistung, die sich auf die
Stoffgebiete aller Lehrveranstaltungen des
Moduls erstreckt. Eine erfolgreich erbrachte
Studienleistung kann als Voraussetzung für
eine Modulprüfung vorgesehen werden. Der
Anhang kann kumulative Modulteilprüfun-
gen vorsehen, diese sind nur im begründeten
Einzelfall zulässig. Für Modulteilprüfungen
gelten die §§ 12 bis 14 entsprechend. Die
Bewertung der Prüfungsleistungen und be-
noteten Studienleistungen sowie die Bildung
der Modulnote der gemäß dem Anhang vorge-
schriebenen Module (mit Ausnahme des
Sprachmoduls oder des als Zusatzqualifikati-
on gewählten thematischen Moduls und des
Praktikumsmoduls) erfolgt gemäß § 16.

(3) Die Modulprüfungen können in Form
mündlicher Prüfungen gemäß § 12, Klausu-
ren und sonstiger schriftlicher Leistungen
gemäß § 13 oder anderer Prüfungsleistungen
abgelegt werden. Andere als die in den §§ 12
und 13 genannten Prüfungsarten sind nach
Maßgabe des Anhangs zulässig, die Bestim-
mungen der §§ 12 und 13 sind entsprechend
anzuwenden. Eine Verbindung der einzelnen
Prüfungsarten ist möglich. Die Art und Dau-
er der Modulprüfungen der einzelnen Module
sind im Anhang geregelt.

(4) Für die Teilnahme an Modulprüfungen
und Modulteilprüfungen ist eine fristgerechte
und verbindliche Anmeldung bei der oder
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
erforderlich. Die Anmeldung zu Modulprü-
fungen soll in der Regel in dem Semester er-
folgen, in dem die letzte Studienleistung des
jeweiligen Moduls erbracht wird. § 10 Abs. 3
gilt entsprechend. Die oder der Vorsitzende

NR. 47 / SEITE 2008 S TA AT S A N Z E I G E R MONTAG, DEN 22. DEZEMBER 2008



des Prüfungsausschusses setzt in Absprache
mit den Prüferinnen oder Prüfern gemäß § 8
die jeweiligen Prüfungs- und Anmeldetermi-
ne sowie die Anmeldemodalitäten fest. Die
Prüfungs- und Anmeldetermine werden zu
Beginn des Semesters bekannt gemacht.

(5) Hängt die Zulassung zu einer Modulteil-
prüfung oder Modulprüfung vom Vorliegen
von Studienleistungen ab und sind diese
noch nicht vollständig erbracht worden, ist
eine Zulassung zu einer Modulteilprüfung
oder Modulprüfung unter Vorbehalt möglich.
Die Modulteilprüfung oder Modulprüfung
ist erst dann bestanden, wenn sämtliche Stu-
dienleistungen sowie die Modulteilprüfun-
gen oder die Modulprüfung erfolgreich be-
standen sind. 

(6) Eine Modulprüfung kann erst abgelegt
werden, wenn die dem Modul gemäß Anhang
zugeordneten Studienleistungen (§ 5 Abs. 3)
erbracht worden sind. Über Ausnahmen ent-
scheidet der Prüfungsausschuss. Die für ein
Modul erforderlichen Studienleistungen sind
in der Regel in dem für das Modul laut Studi-
enplan vorgesehenen Zeitraum vollständig
zu erwerben. 

§ 12
Mündliche Modulprüfungen

(1) Mündliche Prüfungen werden vor min-
destens zwei Prüferinnen oder Prüfern (Kol-
legialprüfung) oder vor einer Prüferin oder
einem Prüfer in Gegenwart einer sachkun-
digen Beisitzerin oder eines sachkundigen
Beisitzers abgelegt. 

(2) Die mündliche Prüfung kann als Einzel-
oder Gruppenprüfung (max. vier Kandida-
tinnen oder Kandidaten) durchgeführt wer-
den und dauert nach näherer Regelung im
Anhang mindestens 15, höchstens 30 Minu-
ten pro Kandidatin oder Kandidat. In be-
gründeten Fällen können im Anhang auch
abweichende Zeiten festgelegt werden. Er-
gibt sich aus den Prüfungsfragen die Not-
wendigkeit, graphische oder rechnerische
Darstellungen einzubeziehen, so sind diese
Teil der mündlichen Prüfung. Vor der Fest-
setzung der Note hört die Prüferin oder der
Prüfer die anderen an einer Kollegialprü-
fung mitwirkenden Prüferinnen oder Prüfer
und Beisitzerinnen oder Beisitzer. Das Er-
gebnis ist der Kandidatin oder dem Kandi-
daten jeweils im Anschluss an die mündliche
Prüfung bekannt zu geben. Bei Nichtbeste-
hen sind der Kandidatin oder dem Kandida-
ten die Gründe zu eröffnen.

(3) Über den Verlauf jeder mündlichen Prü-
fung ist eine Niederschrift anzufertigen. In
der Niederschrift sind die Namen der Prüfe-
rinnen oder Prüfer, der Beisitzerinnen oder
der Beisitzer, der oder des Protokollführen-
den sowie der Kandidatin oder des Kandida-
ten, Beginn und Ende der mündlichen Prü-
fung, die wesentlichen Gegenstände der
mündlichen Prüfung, die Prüfungsleistungen
und die erteilten Noten aufzunehmen. Die
Niederschrift darf nicht in elektronischer
Form abgefasst werden. Sie ist unverzüglich
nach Abschluss der Prüfung dem zuständi-
gen Prüfungsamt zuzuleiten.

(4) Bei mündlichen Prüfungen können Stu-
dierende des betreffenden Fachbereiches auf
Antrag als Zuhörerinnen oder Zuhörer an-
wesend sein, sofern sich keine der Kandida-
tinnen oder der Kandidaten bei der Meldung
zur Prüfung dagegen ausspricht. Die Prüfe-
rin oder der Prüfer entscheidet über solche
Anträge, die drei Wochen vor der münd-
lichen Prüfung beim Prüfungsausschuss ein-
gereicht werden müssen, nach Maßgabe der
vorhandenen Plätze. Kandidatinnen oder
Kandidaten desselben Prüfungstermins sind
als Zuhörerinnen oder Zuhörer ausgeschlos-

sen. Wenn die ordnungsgemäße Durch-
führung der Prüfung gefährdet ist, kann
auch noch während der Prüfung der Aus-
schluss der Studierenden erfolgen. Auf An-
trag weiblicher Studierender kann die zent-
rale Frauenbeauftragte oder die Frauenbe-
auftragte des Fachbereichs bei mündlichen
Prüfungen teilnehmen. Die Öffentlichkeit
der Prüfung erstreckt sich nicht auf die Bera-
tung und Bekanntgabe des Prüfungsergeb-
nisses.

§ 13
Schriftliche Modulprüfungen

(1) Unter einer schriftlichen Prüfung in
Form einer Klausur ist die schriftliche Bear-
beitung einer oder mehrerer von der Prüferin
oder dem Prüfer gestellten Aufgaben zu ver-
stehen, die mit den geläufigen Methoden des
Faches, in begrenzter Zeit, mit in der Regel
begrenzten Hilfsmitteln und unter Aufsicht
zu erfolgen hat. Die Bearbeitungszeit beträgt
nach näherer Regelung im Anhang mindes-
tens eine Stunde und höchstens zwei Stun-
den. In begründeten Fällen können im An-
hang auch abweichende Zeiten festgelegt
werden. Klausuren können in multimedial
gestützter Form durchgeführt werden, sofern
die Voraussetzungen hierfür gemäß Absatz 5
gegeben sind.

(2) Unter einer schriftlichen Prüfung in
Form einer Hausarbeit ist die schriftliche
Bearbeitung eines von der Prüferin oder dem
Prüfer gestellten Themas mit den geläufigen
Methoden des Faches in begrenzter Zeit zu
verstehen. Sie muss Bestandteil eines Moduls
sein. Für die Anfertigung der Hausarbeit
steht ein Zeitraum von in der Regel vier bis
sechs Wochen zur Verfügung; die Prüfenden
sind verpflichtet, die Themen so zu stellen,
dass diese Frist eingehalten werden kann.
Bei der Abgabe der Hausarbeit hat die oder
der Studierende eine schriftliche Erklärung
vorzulegen, dass sie oder er die Arbeit selbst-
ständig verfasst und keine anderen als die
angegebenen Quellen und Hilfsmittel be-
nutzt hat.

(3) Schriftliche Prüfungsleistungen werden
in der Regel von einer Prüferin oder einem
Prüfer bewertet. Im Falle der letzten Wieder-
holungsprüfung sind sie durch eine zweite
Prüferin oder einen zweiten Prüfer zu be-
werten. Bei einer Bewertung durch zwei Prü-
ferinnen oder Prüfer errechnet sich die Note
aus dem arithmetischen Mittel beider Be-
wertungen. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.
Das Bewertungsverfahren soll vier Wochen
nicht überschreiten. Findet die Wiederho-
lungsprüfung im selben Prüfungszeitraum
statt, sind die Prüfungsergebnisse spätestens
zwei Wochen, andernfalls vier Wochen, vor
dem Wiederholungstermin bekannt zu ge-
ben.

(4) Multimedial gestützte Prüfungsleistun-
gen („e-Klausuren“) sind zulässig, sofern sie
dazu geeignet sind, den Nachweis gemäß
§ 11 Abs. 1 Satz 2 zu erbringen oder hierzu
beizutragen; erforderlichenfalls können sie
durch andere Prüfungsformen ergänzt wer-
den. Multimedial gestützte Prüfungsaufga-
ben werden in der Regel von zwei Prüferin-
nen oder Prüfern erarbeitet. Sie bestehen
insbesondere in Freitextaufgaben, Lücken-
texten, Zuordnungsaufgaben. Multiple
Choice-Fragen sind unter den Voraussetzun-
gen gemäß Abs. 6 zulässig. Vor der Durch-
führung multimedial gestützter Prüfungs-
leistungen ist sicherzustellen, dass die elek-
tronischen Daten eindeutig identifiziert so-
wie unverwechselbar und dauerhaft den
Kandidatinnen und Kandidaten zugeordnet
werden können. Die Prüfung ist in Anwesen-
heit einer fachlich sachkundigen Person
(Protokollführerin oder -führer) durchzu-

führen. Über den Prüfungsverlauf ist eine
Niederschrift anzufertigen, in die mindes-
tens die Namen der Protokollführerin oder
des Protokollführers sowie der Prüfungskan-
didatinnen und -kandidaten, Beginn und
Ende der Prüfung sowie eventuelle besonde-
ren Vorkommnisse aufzunehmen sind. Den
Kandidatinnen und Kandidaten ist gemäß
den Bestimmungen des § 23 Möglichkeit der
Einsichtnahme in die multimedial gestützte
Prüfung sowie das von ihnen erzielte Ergeb-
nis zu gewähren. Die Aufgabenstellung
einschließlich einer Musterlösung, das Be-
wertungsschema, die einzelnen Prüfungser-
gebnisse sowie die Niederschrift sind gemäß
den gesetzlichen Bestimmungen zu archivie-
ren.

(5) Eine Prüfung im Antwort-Wahl-Verfah-
ren („Multiple-Choice-Prüfung“) liegt vor,
wenn die für das Bestehen der Prüfung min-
destens erforderliche Leistung der Kandida-
tinnen und Kandidaten ausschließlich durch
Markieren der richtigen oder der falschen
Antworten erreicht werden kann. Prüfungen
im Antwort-Wahl-Verfahren sind nur zuläs-
sig, wenn sie dazu geeignet sind, den Nach-
weis über das Erreichen des Prüfungsziels
gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 zu erbringen. Eine
Prüfung im Antwort-Wahl-Verfahren ist von
zwei Prüferinnen oder Prüfern vorzuberei-
ten. Die Prüferinnen und Prüfer wählen den
Prüfungsstoff aus, formulieren die Fragen
und legen die Antwortmöglichkeiten fest.
Ferner erstellen sie das Bewertungsschema
gemäß Satz 9 bis 13 und wenden es im An-
schluss an die Prüfung an. Die Prüfungsfra-
gen müssen zweifelsfrei verstehbar, eindeu-
tig beantwortbar und dazu geeignet sein, den
zu überprüfenden Kenntnis- und Wis-
senstand der Kandidatinnen und Kandida-
ten eindeutig festzustellen. Die Vorausset-
zungen für das Bestehen der Prüfung sind
vorab festzulegen. Vor der erstmaligen
Durchführung einer Prüfung im Antwort-
Wahl-Verfahren ist dem Prüfungsausschuss
von den Prüferinnen und Prüfern eine Be-
schreibung der Prüfung vorzulegen, aus der
sich die Eignung gemäß Satz 2 ergibt. Ferner
sind für jede Prüfung 

- die ausgewählten Fragen,

- die Musterlösung und

- das Bewertungsschema gemäß Satz 9 bis
13

beim Prüfungsausschuss zu hinterlegen. Die
Prüfung ist bestanden, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat mindestens 50 Prozent
der gestellten Prüfungsfragen zutreffend be-
antwortet hat. Liegt der Gesamtdurchschnitt
der in einer Prüfung zutreffend beantworte-
ten Fragen unter 50 %, so ist die Klausur
auch bestanden, wenn die Zahl der von der
Kandidatin oder dem Kandidaten zutreffend
beantworteten Fragen die durchschnittliche
Prüfungsleistung aller Prüfungsteilnehmer
um nicht mehr als 15 Prozent unterschreitet.
Ein Bewertungsschema, das ausschließlich
eine absolute Bestehensgrenze festlegt, ist
unzulässig. Wurde die für das Bestehen der
Prüfung erforderliche Mindestzahl zutref-
fend beantworteter Prüfungsfragen erreicht,
so lautet die Note

„sehr gut“, wenn mindestens
75 Prozent,

„gut“, wenn mindestens 50 aber
weniger als 75 Prozent,

„befriedigend“, wenn mindestens 25 aber
weniger als 50 Prozent,

„ausreichend“, wenn keine oder weniger
als 25 Prozent 

der darüber hinaus gestellten Prüfungsfra-
gen zutreffend beantwortet wurden.
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(6) Über Hilfsmittel, die bei einer Klausurar-
beit benutzt werden dürfen, entscheidet die
Prüferin oder der Prüfer. Eine Liste der zuge-
lassenen Hilfsmittel ist gleichzeitig mit der
Ankündigung des Prüfungstermins bekannt
zu geben. 

§ 14
Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit ist eine Prüfungsarbeit,
die zeigen soll, dass die Kandidatin oder der
Kandidat dazu in der Lage ist, ein Problem
aus dem Gegenstandsbereich des Masterstu-
diengangs mit den erforderlichen wissen-
schaftlichen Methoden in dem festgelegten
Zeitraum zu bearbeiten. Die Betreuerin oder
der Betreuer der Arbeit hat die Pflicht, die
Kandidatin oder den Kandidaten bei der An-
fertigung der Masterarbeit anzuleiten und
sich regelmäßig über den Fortgang der Ar-
beit zu informieren.

(2) Die Betreuung der Masterarbeit wird von
einer Person aus dem Kreis der promovierten
Prüfungsberechtigten gemäß § 8 Abs. 2 über-
nommen. Soll die Masterarbeit in einer nicht
dem zuständigen Fachbereich 07 angehören-
den Einrichtung angefertigt werden, bedarf
es hierzu der Zustimmung der oder des Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses. 

(3) Das vorläufige Thema der Masterarbeit
ist mit der Betreuerin oder dem Betreuer zu
vereinbaren und dieses mit einer Bestäti-
gung der Betreuerin oder des Betreuers dem
Prüfungsausschuss bei der Meldung zur
Masterarbeit gemäß Absatz 4 vorzulegen.
Findet die Kandidatin oder der Kandidat
keine Betreuerin oder keinen Betreuer, so
sorgt die oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses dafür, dass diese oder dieser
rechtzeitig eine Betreuerin oder einen Be-
treuer und ein Thema für eine Masterarbeit
erhält.

(4) Die Meldung zur Masterarbeit erfolgt in
der Regel in der Mitte des dritten Semesters,
sofern mindestens 50 der in § 6 Abs. 2 ge-
nannten Leistungspunkte erworben wurden;
in begründeten Ausnahmefällen können we-
niger als 50 Leistungspunkte erworben wor-
den sein. Sofern die oder der Studierende
nicht innerhalb von sechs Wochen nach dem
Bestehen aller Modulprüfungen (im Umfang
von 85 Leistungspunkten) ein mit einer Be-
treuerin oder einem Betreuer abgestimmtes
Thema vorlegt, vergibt die Vorsitzende oder
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ein
Thema. 

(5) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit
beträgt sechs Monate. In besonderen Fällen
kann auf schriftlichen Antrag der Kandidatin
oder des Kandidaten der Prüfungsausschuss
im Einvernehmen mit der Betreuerin oder
dem Betreuer die Bearbeitungszeit um maxi-
mal vier Wochen verlängern. Bei einer even-
tuellen Verlängerung ist auf die Einhaltung
der Regelstudienzeit zu achten.

(6) Thema, Aufgabenstellung und Umfang
der Masterarbeit sind von der Betreuerin
oder vom Betreuer so zu begrenzen, dass die
Frist zur Bearbeitung der Masterarbeit ein-
gehalten werden kann. Die Ausgabe des The-
mas der Masterarbeit durch die Betreuerin
oder den Betreuer an die Kandidatin oder
den Kandidaten erfolgt über den Prüfungs-
ausschuss; § 10 Abs. 3 gilt entsprechend. Der
Zeitpunkt der Ausgabe ist beim Prüfungs-
ausschuss aktenkundig zu machen. Es darf
erst ausgegeben werden, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat mindestens 50 der in § 6
Abs. 2 genannten Leistungspunkte erworben
hat. Das Thema kann nur einmal und nur in-
nerhalb der ersten zwei Wochen der Bearbei-
tungszeit zurückgegeben werden. Ein neues
Thema ist unverzüglich, spätestens jedoch

innerhalb von vier Wochen, zu vereinbaren;
Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 gelten entspre-
chend.

(7) Die Masterarbeit kann in deutscher oder
in einer Fremdsprache angefertigt werden.
Die Zustimmung des Prüfungsausschusses
zur Anfertigung in einer Fremdsprache wird
erteilt, sofern folgende Voraussetzungen er-
füllt sind:

1. hinreichende Beherrschung der gewähl-
ten Fremdsprache durch die Kandidatin
oder den Kandidaten,

2. hinreichende sprachliche Qualifikation
in der gewählten Fremdsprache seitens
der gewählten Betreuerin oder des Be-
treuers,

3. Möglichkeit zur Bestellung einer Zweit-
gutachterin oder eines Zweitgutachters
gemäß Absatz 10 Satz 2 mit hinreichen-
der sprachlicher Qualifikation in der ge-
wählten Fremdsprache.

Der Antrag auf Anfertigung der Masterar-
beit in einer Fremdsprache ist zusammen mit
der schriftlichen Einverständniserklärung
der Betreuerin oder des Betreuers im Rah-
men der Anmeldung zur Masterprüfung vor-
zulegen.

(8) Die Masterarbeit kann, sofern die Be-
treuerin oder der Betreuer dem zustimmt,
auch in Form einer Gruppenarbeit angefer-
tigt werden. Der als Prüfungsleistung zu be-
wertende Beitrag der einzelnen Kandidatin
oder des einzelnen Kandidaten muss auf
Grund der Angabe von Abschnitten, Seiten-
zahlen oder anderen objektiven Kriterien als
individuelle Prüfungsleistung deutlich ab-
grenzbar und für sich bewertbar sein sowie
den Anforderungen nach Absatz 1 entspre-
chen. 

(9) Die Kandidatin oder der Kandidat reicht
die Masterarbeit fristgemäß beim Prüfungs-
ausschuss gebunden und in zweifacher Aus-
fertigung ein. Sie oder er hat bei der Abgabe
schriftlich zu versichern, dass sie oder er die
Arbeit selbständig verfasst und keine ande-
ren als die angegebenen Quellen und Hilfs-
mittel benutzt hat. Wird die Arbeit gemäß
Absatz 7 in einer Fremdsprache angefertigt,
ist eine deutschsprachige Zusammenfassung
beizufügen. Der Zeitpunkt der Abgabe ist
aktenkundig zu machen. Wird die Masterar-
beit nach Absatz 5 nicht fristgerecht abge-
geben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“
(5,0) bewertet.

(10) Der Prüfungsausschuss leitet die Mas-
terarbeit der Betreuerin oder dem Betreuer
als Erstgutachterin oder Erstgutachter zu.
Gleichzeitig bestellt er eine weitere Gutach-
terin oder einen weiteren Gutachter aus
dem Kreis der Prüfungsberechtigten gemäß
§ 8 Abs. 2 zur Zweitbewertung und leitet ihr
oder ihm die Arbeit zu. Mindestens eine
oder einer der Gutachtenden soll Hoch-
schullehrerin oder Hochschullehrer des zu-
ständigen Fachbereichs der Universität
Mainz sein. 

(11) Die vorgelegte Masterarbeit ist von den
Gutachtern und Gutachterinnen gemäß den
Vorgaben des § 16 zu bewerten und ein
schriftliches Gutachten zu erstellen. Weichen
die Bewertungen der beiden Gutachten bis
zu einer vollen Notenstufe (≤ 1,0) voneinander
ab, so sind die Gutachtenden gehalten, sich
auf eine gemeinsame Note zu einigen.
Kommt die Einigung nicht zustande, wird
die Gesamtnote aus dem arithmetischen Mit-
tel der beiden Einzelbewertungen gebildet.
Gehen die Noten der beiden Gutachten um
mehr als eine volle Notenstufe (> 1,0) ausein-
ander, bestimmt die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses eine dritte Prüferin

oder einen dritten Prüfer. Aufgrund der drei
Gutachten legt die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses die Gesamtnote end-
gültig fest. Das Bewertungsverfahren soll
sechs Wochen nicht überschreiten.

(12) Die Masterarbeit ist nicht bestanden,
wenn die Gesamtnote nicht mindestens
„ausreichend“ (4,0) ist. Sie kann einmal wie-
derholt werden. Der Prüfungsausschuss
sorgt dafür, dass die Kandidatin oder der
Kandidat innerhalb von sechs Wochen nach
entsprechender Bekanntgabe ein neues The-
ma für eine Masterarbeit erhält. Eine Rück-
gabe des Themas in der in Absatz 6 Satz 4
genannten Frist ist nur zulässig, wenn die
Kandidatin oder der Kandidat bei der ersten
Anfertigung der Masterarbeit von dieser
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hatte.
Eine zweite Wiederholung der Masterarbeit
ist ausgeschlossen.

§ 15
Mündliche Abschlussprüfung

(1) Ist die Masterarbeit mit mindestens der
Note „ausreichend“ (4,0) bestanden, gilt die
Kandidatin oder der Kandidat als zur münd-
lichen Abschlussprüfung zugelassen; § 10
Abs. 3 bleibt unberührt. Diese Prüfung soll
innerhalb von vier Wochen nach Beendigung
des Bewertungsverfahrens gemäß § 14
Abs. 11 stattfinden. Der Termin für die Ab-
schlussprüfung wird von dem Prüfungsaus-
schuss festgelegt und der Kandidatin oder
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich
mitgeteilt.

(2) Die Prüfung dauert 45 Minuten. Sie wird
von zwei Prüferinnen oder Prüfern oder
von einer Prüferin oder einem Prüfer in Ge-
genwart einer sachkundigen Beisitzerin
oder eines sachkundigen Beisitzers durch-
geführt.

(3) Gegenstand der Abschlussprüfung sind
der Inhalt der Masterarbeit sowie Frage-
und Aufgabenstellungen im Kontext des für
die Masterarbeit gewählten Themas. Der
Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gele-
genheit zu geben, im Rahmen der Prüfungs-
zeit ihre bzw. seine Arbeit vorzustellen; die
Vorstellung darf zehn Minuten nicht über-
schreiten. Prüfungssprache ist in der Regel
Deutsch, in begründeten Einzelfällen kann
die Prüfung in einer Fremdsprache geführt
werden; die Vorgaben des § 14 Abs. 7 sind
entsprechend anzuwenden.

(4) Im Anschluss an die Prüfung legen die
Prüfenden bzw. die Prüferin oder der Prüfer
unter Anhörung der Beisitzerin oder des
Beisitzers die Note für die mündliche Ab-
schlussprüfung fest. Die mündliche Ab-
schlussprüfung ist nicht bestanden, wenn die
Prüfungsleistung schlechter als „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet wird. Für die Bekannt-
gabe der Note gilt § 12 Abs. 2 Satz 5 und 6,
für die erforderliche Niederschrift gilt § 12
Abs. 3, für die Möglichkeit anderer Personen
zur Anwesenheit gilt § 12 Abs. 4 entspre-
chend.

§ 16
Bewertung der Prüfungsleistungen und

der benoteten Studienleistungen

(1) Für die Bewertung der einzelnen Prü-
fungsleistungen und benoteten Studienleis-
tungen sind folgende Noten zu verwenden:

1,0; 1,3
= sehr gut = eine hervorragende

Leistung,
1,7; 2,0; 2,3
= gut = eine Leistung, die

erheblich über den
durchschnittlichen
Anforderungen liegt,
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2,7; 3,0; 3,3
= befriedigend = eine Leistung, die

durchschnittlichen
Anforderungen
entspricht,

3,7; 4,0
= ausreichend = eine Leistung, die

trotz ihrer Mängel
noch den Anforde-
rungen genügt,

5,0
= nicht ausreichend = eine Leistung, die

wegen erheblicher
Mängel den An-
forderungen nicht
mehr genügt.

(2) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn
die dem Modul gemäß Anhang zugeordneten
Studienleistungen erbracht sind und die
abschließende Modulprüfung mindestens mit
der Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wur-
de. Besteht eine Modulprüfung aus einer ein-
zigen Prüfungsleistung, so ist deren Note
gleichzeitig die erzielte Note der Modulprü-
fung. Besteht eine Modulprüfung aus mehre-
ren Prüfungsleistungen (Modulteilprüfun-
gen), so muss jede Prüfungsleistung bestan-
den sein. In diesem Fall werden zur Ermitt-
lung der Note der Modulprüfung die Noten
für die einzelnen Modulteilprüfungen mit
den ihnen zugeordneten Leistungspunkten
und sofern vorgesehen die Note für die ab-
schließende Prüfungsleistung oder die aus
dem arithmetischen Mittel der Noten mehre-
rer abschließender Prüfungsleistungen gebil-
dete Note mit den Leistungspunkten des
Moduls multipliziert, addiert und durch die
Gesamtzahl der einbezogenen Leistungs-
punkte dividiert. Der Anhang kann auch eine
Notenbildung aus dem arithmetischen Mittel
der einzelnen Prüfungsleistungen oder im
begründeten Einzelfall eine andere Art der
Berechnung der Modulnote vorsehen.

Die Note der Modulprüfung lautet: 

bei einem Durchschnitt
bis 1,5 einschließlich
= sehr gut, 
bei einem Durchschnitt
über 1,5 bis 2,5 einschließlich
= gut, 
bei einem Durchschnitt
über 2,5 bis 3,5 einschließlich
= befriedigend, 
bei einem Durchschnitt
über 3,5 bis 4,0 einschließlich
= ausreichend, 
bei einem Durchschnitt
über 4,0
= nicht ausreichend.

Bei der Bildung der Modulnoten wird nur die
erste Dezimalstelle hinter dem Komma
berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden
ohne Rundung gestrichen. 

(3) Zur Ermittlung der Gesamtnote der Mas-
terprüfung werden die Noten für die einzel-
nen Modulprüfungen gemäß § 11, die Note
für die Masterarbeit und die Note der münd-
lichen Abschlussprüfung mit den jeweiligen
Leistungspunkten multipliziert, addiert und
durch die Gesamtzahl der einbezogenen
Leistungspunkte dividiert. Im Übrigen gilt
Absatz 2 Satz 7 und 8 entsprechend. 

§ 17
Bestehen und Nichtbestehen,
Wiederholen von Prüfungen

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn
die Modulprüfungen gemäß § 11 zu den
gemäß § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 vorge-
schriebenen Modulen erfolgreich abgelegt so-
wie die Masterarbeit und die mündliche Ab-
schlussprüfung jeweils mindestens mit der
Note „ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.

(2) Pflicht-Modulprüfungen und Wahl-
pflicht-Modulprüfungen können in allen
Teilen, in denen sie nicht bestanden sind
oder als nicht bestanden gelten, höchstens
zweimal wiederholt werden. Eine nicht be-
standene Pflicht-Modulprüfung kann nicht
durch eine andere Prüfung ersetzt werden.
Bei kumulativen Modulprüfungen (Modul-
teilprüfungen) sind nur die nichtbestanden
Teilprüfungen zu wiederholen.

(3) Nicht bestandene Prüfungsleistungen
oder prüfungsrelevante Studienleistungen in
demselben Masterstudiengang an einer an-
deren Hochschule in Deutschland sind als
Fehlversuche auf die zulässige Zahl der
Wiederholungsprüfungen anzurechnen. Als
Fehlversuche anzurechnen sind ferner nicht
bestandene Prüfungsleistungen und prü-
fungsrelevante Studienleistungen in Modu-
len oder Prüfungsgebieten eines anderen
Studienganges an einer Hochschule in
Deutschland, die denen im Masterstudien-
gang Archäologie im Wesentlichen entspre-
chen, soweit für deren Bestehen gleichwertige
oder geringere Anforderungen gestellt wur-
den. Die Wiederholung einer bestandenen
Prüfung oder prüfungsrelevanten Studien-
leistung ist ausgeschlossen; § 18 (Freiver-
such) bleibt hiervon unberührt.

(4) Die Meldung zur ersten Wiederholung ei-
ner Modulprüfung bzw. Modulteilprüfung
soll innerhalb von sechs Monaten nach ihrem
Nichtbestehen erfolgen, die Meldung zur
zweiten Wiederholung innerhalb von sechs
Monaten nach dem Nichtbestehen der ersten
Wiederholung. In begründeten Fällen kön-
nen längere Fristen vorgesehen werden, für
die erste und eine zweite Wiederholung ins-
gesamt jedoch nicht mehr als ein Jahr und
neun Monate. Werden Fristen für die Mel-
dung zur Wiederholung von Prüfungen ver-
säumt, gelten die versäumten Prüfungen als
nicht bestanden. § 4 Abs. 3 ist anzuwenden.

(5) Für die Wiederholung der mündlichen
Abschlussprüfung gelten die Absätze 2 - 4
entsprechend; für die Wiederholung der
Masterarbeit gilt § 14 Abs. 12.

(6) Kann eine Prüfungsleistung nicht mehr er-
bracht oder wiederholt werden, ist die Mas-
terprüfung endgültig nicht bestanden und eine
Fortführung des Studiums in demselben Mas-
terstudiengang nicht mehr möglich.

(7) Ist die Masterprüfung nicht bestanden
oder endgültig nicht bestanden, so erteilt der
Prüfungsausschuss der Kandidatin oder dem
Kandidaten hierüber einen schriftlichen Be-
scheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob
und gegebenenfalls in welchem Umfang und
innerhalb welcher Frist die Prüfung wieder-
holt werden kann. Der Bescheid über die
nicht bestandene oder endgültig nicht be-
standene Masterprüfung ist mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 18
Freiversuch

(1) Die mündliche Abschlussprüfung gilt im
Falle des erstmaligen Nichtbestehens als
nicht unternommen, wenn sie innerhalb der
Regelstudienzeit abgelegt wurde (Freiver-
such). Für die Masterarbeit und die Modul-
und Modulteilprüfungen wird ein Freiver-
such nicht gewährt. Prüfungen, die wegen
Täuschung oder eines sonstigen ordnungs-
widrigen Verhaltens für nicht bestanden er-
klärt wurden, sind vom Freiversuch ausge-
nommen. 

(2) Eine im Freiversuch bestandene Prüfung
kann einmal zur Notenverbesserung zum je-
weils nächsten Prüfungstermin wiederholt
werden. Wird eine Notenverbesserung nicht
erreicht, bleibt die im ersten Prüfungsver-
such erzielte Note gültig.

§ 19
Versäumnis, Rücktritt,

Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu
einem ordnungsgemäß festgesetzten und mit-
geteilten Termin ohne triftige Gründe nicht
erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn
der Prüfung ohne triftige Gründe zurücktritt,
wird die jeweilige Prüfungsleistung mit „nicht
ausreichend“ (5,0) bewertet. Prüfungen gelten
auch dann als nicht bestanden, wenn sie die
Kandidatin oder der Kandidat nicht innerhalb
der vorgesehenen Fristen abgelegt hat. Das-
selbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleis-
tung nicht innerhalb der vorgegebenen Bear-
beitungszeit erbracht wird.

(2) Die für das Versäumnis oder den Rück-
tritt gemäß Absatz 1 geltend gemachten
Gründe müssen dem Prüfungsausschuss un-
verzüglich schriftlich angezeigt und glaub-
haft gemacht werden. Erkennt der Prüfungs-
ausschuss die Gründe an, wird ein neuer
Termin anberaumt. Bereits vorliegende Prü-
fungsergebnisse sind in diesem Fall anzu-
rechnen. Erfolgen Versäumnis oder Rücktritt
wegen Krankheit der Kandidatin oder des
Kandidaten, so muss dies durch ein ärztli-
ches Attest nachgewiesen werden. Die Kandi-
datin oder der Kandidat muss das ärztliche
Zeugnis unverzüglich, d.h. ohne schuldhaf-
tes Zögern beim Prüfungsausschuss vorle-
gen; es muss Zeitpunkt, Art, Umfang und
Dauer der Erkrankung sowie deren Auswir-
kungen auf die Prüfungsfähigkeit bescheini-
gen. Im Zweifelsfall kann die Vorlage eines
ärztlichen Attestes eines Amtsarztes ver-
langt werden. Der Krankheit der Kandidatin
oder des Kandidaten steht die Krankheit ei-
nes von ihr oder ihm überwiegend allein zu
versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen
Angehörigen gleich. 

(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat
das Ergebnis einer Prüfung durch Täuschung
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel
zu beeinflussen, oder erweist sich eine Erklä-
rung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 4 als unwahr,
wird die betreffende Prüfungsleistung als mit
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Eine Kan-
didatin oder ein Kandidat, der den ordnungs-
gemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann von
der jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen
Prüfer oder Aufsichtführenden in der Regel
nach Abmahnung von der Fortsetzung der
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in
diesem Fall wird die betreffende Prüfungsleis-
tung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.
In schwerwiegenden Fällen kann der Prü-
fungsausschuss die Kandidatin oder den Kan-
didaten von der Erbringung weiterer Prü-
fungsleistungen ausschließen.

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann
innerhalb einer Frist von einem Monat ver-
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3
Satz 1 und 2 vom Prüfungsausschuss über-
prüft werden. Belastende Entscheidungen
sind der Kandidatin oder dem Kandidaten
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu be-
gründen und mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Der Kandidatin oder dem
Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gele-
genheit zur Äußerung zu geben.

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 - 5 gel-
ten für Studienleistungen entsprechend.

§ 20
Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement

(1) Hat eine Kandidatin oder ein Kandidat die
Masterprüfung bestanden, so erhält sie oder
er über die Ergebnisse unverzüglich, in der
Regel innerhalb von sechs Wochen nach der
letzten bestandenen Prüfungsleistung ein
Zeugnis. Das Zeugnis enthält die Noten der
Modulprüfungen, der Masterarbeit, der



mündlichen Abschlussprüfung und die Ge-
samtnote (§ 16 Abs. 3) und die Angabe der ge-
wählten Fachrichtung. Die jeweils erworbe-
nen Leistungspunkte sind anzugeben. Ferner
enthält das Zeugnis das Thema der Masterar-
beit und - auf Antrag der Kandidatin oder des
Kandidaten - die bis zum Abschluss der
Masterprüfung benötigte Fachstudiendauer.
Werden Modulprüfungen an einer anderen
Hochschule abgelegt und anerkannt, wird der
Name der Hochschule, an der die Modulprü-
fungen abgelegt wurden, im Zeugnis genannt.
Auf Antrag wird im Zeugnis zusätzlich der
der Gesamtnote entsprechende ECTS-Grad
sowie die dazugehörige ECTS-Definition
gemäß dem jeweils gültigen Bewertungssche-
ma des European Credit and Accumulation
Transfer-System dargestellt, sofern die hierzu
erforderlichen Daten vorliegen. Über er-
brachte zusätzliche, nicht verpflichtend vor-
geschriebene Studien- und Prüfungsleistun-
gen wird auf Antrag der Kandidatin oder des
Kandidaten eine Zusatzbescheinigung ausge-
stellt; solche Leistungen werden nicht auf die
Gesamtnote angerechnet.

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages,
an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht
worden ist. Das Zeugnis ist von der oder dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu
unterzeichnen und mit dem Siegel des Landes
zu versehen.

(3) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der
Kandidatin oder dem Kandidaten eine Ur-
kunde ausgehändigt, die die Verleihung des
Grades eines Master of Arts beurkundet. Die
Urkunde trägt das Datum des Zeugnisses.
Sie wird von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses und der Dekanin oder
dem Dekan des Fachbereichs unterzeichnet
und mit dem Siegel des Landes versehen.

(4) Zusätzlich erhält die Absolventin oder
der Absolvent ein Diploma Supplement (DS)
entsprechend dem „Diploma Supplement
Modell“ von Europäischer Union/Europa-
rat/UNESCO aus. Es ist von der oder dem
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu
unterzeichnen. Als Darstellung des nationa-
len Bildungssystems (DS-Abschnitt 8) ist der
zwischen KMK und HRK abgestimmte Text
in der jeweils geltenden Fassung zu verwen-
den. Das Diploma Supplement enthält insbe-
sondere Angaben über die Hochschule, die
Art des Abschlusses, das Studienprogramm,
die Zugangsvoraussetzungen, die Studienan-
forderungen und den Studienverlauf sowie
über das deutsche Studiensystem. 

(5) Zeugnis, Urkunde und Diploma Supple-
ment sind deutsch- und englischsprachig
verfasst. Auf Antrag können die Dokumente
zusätzlich in einer anderen gängigen Fremd-
sprache gefasst werden; die Kosten hierfür
trägt erforderlichenfalls die Absolventin
oder der Absolvent.

(6) Studierende, die die Universität ohne Ab-
schluss verlassen oder ihr Studium an der
Universität in einem anderen Studiengang
fortsetzen, erhalten auf Antrag und gegen
Vorlage der entsprechenden Nachweise eine
zusammenfassende Bescheinigung über er-
brachte Studien- und Prüfungsleistungen.
Der Antrag ist schriftlich unter Beifügung
der erforderlichen Unterlagen an den Prü-
fungsausschuss zu richten.

III. Schlussbestimmungen

§ 21
Ungültigkeit der Masterprüfung

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei
einer Studien- oder Prüfungsleistung ge-
täuscht und wird diese Tatsache erst nach
der Aushändigung des Zeugnisses bekannt,
so kann der Prüfungsausschuss nachträglich
die Noten für diejenigen Studien- oder Prü-

fungsleistungen, bei deren Erbringung die
Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat,
entsprechend berichtigen und die Prüfung
oder die Studienleistung ganz oder teilweise
für nicht bestanden erklären. Die Prüferin-
nen oder Prüfer werden vorher gehört. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulas-
sung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne
dass die Kandidatin oder der Kandidat
hierüber täuschen wollte, und wird diese
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeug-
nisses bekannt, so wird dieser Mangel durch
das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die
Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entschei-
det der Prüfungsausschuss unter Beachtung
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes.

(3) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist
vor einer Entscheidung Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis, das Dip-
loma Supplement und gegebenenfalls der
entsprechende Studiennachweis sind einzu-
ziehen und gegebenenfalls neu zu erteilen.
Mit diesen Dokumenten ist auch die Master-
urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf-
grund einer Täuschungshandlung für „nicht
bestanden“ erklärt wurde. Eine Entschei-
dung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist
nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Da-
tum des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen.

§ 22
Widerspruch

Gegen Prüfungsentscheidungen kann
schriftlich innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe der Prüfungsentscheidung beim
Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsaus-
schusses Widerspruch eingelegt werden.
Über den Widerspruch entscheidet der zu-
ständige Prüfungsausschuss.

§ 23
Informationsrecht der Kandidatin

oder des Kandidaten

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann
sich vor Abschluss der Masterprüfung über
Ergebnisse (Noten) ihrer oder seiner Studi-
en- und Prüfungsleistungen informieren.

(2) Der Kandidatin oder dem Kandidaten wird
auf schriftlichen Antrag Einsicht in ihre oder
seine Prüfungsakten einschließlich der Ma-
sterarbeit und die darauf bezogenen Gutach-
ten und in die Prüfungsprotokolle gewährt.
Die Einsichtnahme ist auch bei noch nicht ab-
geschlossener Masterprüfung möglich.

(3) Der Antrag ist binnen eines Jahres nach
dem Ablegen einer Prüfungsleistung bei der
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zu stellen. Die oder der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses bestimmt Ort und
Zeit der Einsichtnahme.

§ 24
Elektronischer Dokumentenverkehr

Die Johannes Gutenberg-Universität Mainz
kann vorsehen, dass die Vorlage von in dieser
Ordnung vorgesehenen Dokumenten, insbe-
sondere im Anmeldeverfahren zu Lehrveran-
staltungen und Prüfungen, in elektronischer
Form erfolgen kann.

§ 25
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-
öffentlichung im Staatsanzeiger für Rhein-
land-Pfalz in Kraft. 

Mainz, den 1. Dezember 2008

Die Dekanin
des Fachbereichs 07

der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz

Univ.-Prof. Dr. Elisabeth  O y - M a r r a

Anhang

1. Fachrichtungen

Das Studium im Master-Studiengang er-
folgt entsprechend des gewählten fachli-
chen Schwerpunkts (= der Fachrichtung)
in:
- Fachrichtung „Vor- und Frühge-

schichtliche Archäologie“ (M. A. Ar-
chäologie)

- Fachrichtung „Klassische Archäolo-
gie“ (M. A. Archäologie)

- Fachrichtung „Christliche Archäolo-
gie und Byzantinische Kunstge-
schichte“ (M. A. Archäologie)

Die gewählte Fachrichtung wird auf dem
Zeugnis genannt.

2. Fachspezifische Zulassungsvorausset-
zungen

Ausreichende Kenntnisse in mindestens
zwei Fremdsprachen (als Fremdsprachen
werden hier auch die Alten Sprachen -
Latein, Altgriechisch - verstanden) wer-
den gefordert. Als ausreichend sind in
der Regel Kenntnisse anzusehen, die bei
der ersten Sprache in mindestens fünf,
bei der anderen in mindestens drei Jah-
ren schulischer Ausbildung mindestens
mit der abschließenden Note „ausrei-
chend“ nachgewiesen werden.

Bei Wahl der Fachrichtung „Vor- und
Frühgeschichtliche Archäologie“ sind La-
teinkenntnisse im Umfang von drei Jah-
ren Schulunterricht mit mindestens der
abschließenden Note „ausreichend“ oder
vergleichbaren Leistungen erforderlich.

Bei Wahl der Fachrichtungen „Klassi-
sche Archäologie“ und „Christliche Ar-
chäologie und Byzantinische Kunstge-
schichte“ sind Lateinkenntnisse im Um-
fang des Latinums, fünf Jahren Schulun-
terricht mit mindestens der abschließen-
den Note „ausreichend“ oder vergleich-
baren Leistungen erforderlich.

3. Zusammensetzung des Modulkanons für
die drei Fachrichtungen

a) Fachrichtung „Vor- und Frühge-
schichtliche Archäologie“

3 thematische Module aus der Vor-
und Frühgeschichtlichen Archäologie
(D1-D9)

1 thematisches Modul, entweder aus
einem anderen archäologischen Fach
oder aus dem Angebot der FH-Modu-
le (D10-D19)

1 thematisches Modul nach Wahl, ent-
weder ein Modul aus dem Angebot des
MA-Studiengangs Archäologie (Mo-
dule D1-D19) bzw. aus dem Angebot
der nicht am M.A. Archäologie betei-
ligten Fächer (Vorderasiatische Ar-
chäologie, Ägyptologie, Biblische Ar-
chäologie) oder ein benotetes Modul
im Umfang von mindestens 10 Leis-
tungspunkten aus einem anderen Fach
der Johannes Gutenberg-Universität
(fächerübergreifendes Studium)

1 Modul als Zusatzqualifikation, ent-
weder ein Sprachmodul (S) oder ein
Modul aus dem Angebot des MA-Stu-
diengangs Archäologie (Module D1-
D19). Bei der Anmeldung zu diesem
Modul ist anzugeben, dass das Modul
als Zusatzqualifikation gewählt wird,
die Modulnote geht nicht in die Ge-
samtnote gemäß § 16 Abs. 3 ein. 

1 Theoriemodul (T)

1 Praxismodul (P)

1 Kolloquiumsmodul (K)
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b) Fachrichtung „Klassische Archäolo-
gie“

3 thematische Module aus der Klassi-
schen Archäologie (D10-D13)

1 thematisches Modul, entweder aus
einem anderen archäologischen Fach
oder aus dem Angebot der FH-Modu-
le (D1-D9; D14-D19)

1 thematisches Modul nach Wahl, ent-
weder ein Modul aus dem Angebot des
MA-Studiengangs Archäologie (Mo-
dule D1-D19) bzw. aus dem Angebot
der nicht am M.A. Archäologie betei-
ligten Fächer (Vorderasiatische Ar-
chäologie, Ägyptologie, Biblische Ar-
chäologie) oder ein benotetes Modul
im Umfang von mindestens 10 Leis-
tungspunkten aus einem anderen Fach
der Johannes Gutenberg-Universität
(fächerübergreifendes Studium)

1 Modul als Zusatzqualifikation, ent-
weder ein Sprachmodul (S) oder, so-
fern die Sprachkenntnisse gemäß
Nr. 4 nachgewiesen werden können,
ein Modul aus dem Angebot des MA-
Studiengangs Archäologie (Module
D1-D19). Bei der Anmeldung zu die-
sem Modul ist anzugeben, dass das
Modul als Zusatzqualifikation gewählt
wird, die Modulnote geht nicht in die
Gesamtnote gemäß § 16 Abs. 3 ein. 

1 Theoriemodul (T)

1 Praxismodul (P)

1 Kolloquiumsmodul (K)

c) Fachrichtung „Christliche Archäolo-
gie und Byzantinische Kunstge-
schichte“

3 thematische Module aus der Christ-
liche Archäologie und Byzantinische
Kunstgeschichte (D14-D16)

1 thematisches Modul, entweder aus
einem anderen archäologischen Fach
oder aus dem Angebot der FH-Modu-
le (D1-D13; D17-D19)

1 thematisches Modul nach Wahl,
entweder ein Modul aus dem Angebot
des MA-Studiengangs Archäologie
(Module D1-D13; D17-D19) bzw. aus
dem Angebot der nicht am M.A. Ar-
chäologie beteiligten Fächer (Vorder-
asiatische Archäologie, Ägyptologie,
Biblische Archäologie) oder ein beno-
tetes Modul im Umfang von mindes-
tens 10 Leistungspunkten aus einem
anderen Fach der Johannes Guten-
berg-Universität (fächerübergreifen-
des Studium)

1 Modul als Zusatzqualifikation, ent-
weder ein Sprachmodul (S) oder, so-
fern die Sprachkenntnisse gemäß
Nr. 4 nachgewiesen werden können,
ein Modul aus dem Angebot des MA-
Studiengangs Archäologie (Module
D1-13; D17-D19). Bei der Anmeldung
zu diesem Modul ist anzugeben, dass
das Modul als Zusatzqualifikation
gewählt wird, die Modulnote geht
nicht in die Gesamtnote gemäß § 16
Abs. 3 ein. 

1 Theoriemodul (T)

1 Praxismodul (P)

1 Kolloquiumsmodul (K)

4. Anforderungen im Sprachmodul

Bei der gewählten Fachrichtung „Klas-
sische Archäologie“ sind Sprachkennt-
nisse in Altgriechisch durch das Grae-
cum oder vergleichbare Leistungen bis
zur Anmeldung zur Masterarbeit nach-
zuweisen.

Bei der gewählten Fachrichtung
„Christliche Archäologie und Byzantini-
sche Kunstgeschichte“ sind Sprach-
kenntnisse in Altgriechisch durch das
Graecum oder vergleichbare Leistungen
oder alternativ fachspezifische Sprach-
kenntnisse in Neugriechisch bis zur
Anmeldung zur Masterarbeit nachzu-
weisen.

In der Fachrichtung „Vor- und Frühge-
schichtliche Archäologie“ ist das Erler-
nen einer weiteren modernen Fremdspra-
che im Sprachmodul optional. Dies gilt
ebenso für die Fachrichtungen „Klassi-
sche Archäologie“ und „Christliche Ar-
chäologie und Byzantinische Kunstge-
schichte“ insofern die Sprachkenntnisse
im Alt- bzw. Neugriechischen nachge-
wiesen sind. Dabei können Sprachkurse
der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz absolviert werden sowie ggf. von
außeruniversitären Einrichtungen er-
brachte und vergleichbare Leistungen
anerkannt werden. Der zeitliche Auf-
wand sollte dabei einschließlich Vor- und
Nachbearbeitung etwa 300 Stunden um-
fassen. 

5. Modulplan

Um eine ausgewogene Mischung an
Prüfungsmodalitäten zu gewährleisten,
legt der Prüfungsausschuss für jedes
Modul - in Absprache mit der Modul-
beauftragten oder dem Modulbeauf-
tragten - vor Beginn des Semesters die
Art der Modulprüfung (mündliche Prü-
fung, Klausur, Hausarbeit) fest. Im Rah-
men des Studiums sind mindestens zwei
der thematischen Module mit einer
Hausarbeit als Modulprüfung zu absol-
vieren. 

Das Studium gliedert sich in die folgen-
den Pflicht- und Wahlpflichtmodule:
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Modul D1 „Pleistozäne Archäologie 1: Ursprünge der Menschwerdung“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Ursprünge der

Menschwerdung

V WS/SS Pfl. 1 2 LP

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 6 LP Referat

Übung zu ausgewählten

Funden und Befunden

Ü WS/SS Pfl. 2 2 LP Kurzreferat oder

Test

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 5 SWS 10 LP

Modul D2 „Pleistozäne Archäologie 2: Jäger und Gejagte“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Jäger und Gejagte V WS/SS Pfl. 1 2 LP

Wirbeltiertaphonomie S WS/SS Pfl. 2 6 LP Referat

Einführung in die Oste-

ologie

Ü WS/SS Pfl. 2 2 LP Kurzreferat oder

Test

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 5 SWS 10 LP
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Modul D3 „Pleistozäne Archäologie 3: Neue Menschen, neue Wege. Die Zeit vor 40.000 – 10.000
Jahren“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Neue Menschen, neue

Wege: Die Zeit vor

40.000 – 10.000 Jahren

V WS/SS Pfl. 1 2 LP

Chronologie des Eis-

zeitalters

Ü WS/SS Pfl. 2 2 LP Kurzreferat oder

Test

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 6 LP Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 5 SWS 10 LP

Modul D4a „Jüngere Vorgeschichte 1: Entstehung und Ausbreitung des Neolithikums“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Aktuelle Forschungen

zur Entstehung und

Ausbreitung des Neo-

lithikums

V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D4b „Jüngere Vorgeschichte 2: Das Neolithikum in Mitteleuropa I (7. bis 5. Jahrtausend)“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Aktuelle Forschungen

zum Neolithikum in

Mitteleuropa (7.-5. Jt.)

V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D4c „Jüngere Vorgeschichte 3: Das Neolithikum in Mitteleuropa II (5. bis 3. Jahrtausend)“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Aktuelle Forschungen

zum Neolithikum in

Mitteleuropa (5.-3. Jt.)

V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D5a „Jüngere Vorgeschichte 4: Ältere Bronzezeit“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Aktuelle Forschungen

zur älteren Bronzezeit

V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP



MONTAG, DEN 22. DEZEMBER 2008 S TA AT S A N Z E I G E R NR. 47 / SEITE 2015

Modul D5b „Jüngere Vorgeschichte 5: Jüngere Bronzezeit“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Aktuelle Forschungen

zur jüngeren Bronzezeit

V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D6a „Jüngere Vorgeschichte 6: Ältere Eisenzeit“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Aktuelle Forschungen

zur älteren Eisenzeit

V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D6b „Jüngere Vorgeschichte 7: Jüngere Eisenzeit“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Aktuelle Forschungen

zur jüngeren Eisenzeit

V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D7 „Provinzialrömische Archäologie 1: Romanisierung“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Provinzialrömische Ar-

chäologie

V WS/SS Pfl. 1 2

Übungen zu ausge-

wählten Funden und

Befunden

Ü WS/SS Pfl. 2 2 Kurzreferat oder

Test

Neue Forschungen S WS/SS Pfl. 2 6 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 5 SWS 10 LP

Modul D8 „Provinzialrömische Archäologie 2: Gallorömische Kultur“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Die Römer zwischen

Rhein und Maas

V WS/SS Pfl. 1 2

Übungen zu ausge-

wählten Funden und

Befunden

Ü WS/SS Pfl. 2 2 Kurzreferat oder

Test

Neue Forschungen S WS/SS Pfl. 2 6 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 5 SWS 10 LP
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Modul D9 „Archäologie der Spätantike und des Frühmittelalters“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung zur Spätanti-

ke und zum Frühmittel-

alter

V WS/SS Pfl. 1 2

Übungen zu ausge-

wählten Funden und

Befunden

Ü WS/SS Pfl. 2 2 Kurzreferat oder

Test

Aktuelle Forschungen S WS/SS Pfl. 2 6 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 5 SWS 10 LP

Modul D10 „Architektur und Topographie“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D11 „Hermeneutik – Bildwissenschaft“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D12 „Formanalyse – Antike Kunstgeschichte“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D13 „Archäologie als Kulturgeschichte“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D14 „Denkmaltopographie“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP
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Modul D15 „Formanalyse und Deutungen“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D16 „Denkmal und historischer Kontext”

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 2 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 7 Referat

Modulprüfung: Mündliche Prüfung (20 Minuten) oder Klausur (45 Minuten) oder Hausarbeit.

Gesamt 4 SWS 10 LP

Modul D17 „Interdisziplinäre Anwendungen raumbezogener Messtechnik“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 1 3

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 5 Tests

Übungen zu ausge-

wählten Fragen

Ü WS/SS Pfl. 2 2 Tests

Modulprüfung: Klausur (120 Minuten).

Gesamt 5 SWS 10 LP

Modul D18 „Interdisziplinäre Anwendungen raumbezogener Informationstechnik“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 1 3

Übungen zu ausge-

wählten Fragen

Ü WS/SS Pfl. 2 2 Tests

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 5 Tests

Modulprüfung: Klausur (120 Minuten).

Gesamt 5 SWS 10 LP

Modul D19 „Archäologisch-geophysikalische Prospektion“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Vorlesung V WS/SS Pfl. 1 3

Übungen zu ausge-

wählten Fragen

Ü WS/SS Pfl. 2 2 Tests

Seminar zur Vorlesung S WS/SS Pfl. 2 5 Tests

Modulprüfung: Klausur (120 Minuten).

Gesamt 5 SWS 10 LP

Modul T „Theoriemodul“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Modulteilprü-
fungen

Aktuelle Forschungsan-

sätze

Ü WS Pfl. 2 5 Kurzreferat

Aktuelle Forschungsan-

sätze

Ü SS Pfl. 2 5 Kurzreferat

Modulprüfung: Arithmetisches Mittel aus den Noten der zwei Kurzreferate.

Gesamt 4 SWS 10 LP



9745.

Ordnung
des Fachbereichs Rechts- und

Wirtschaftswissenschaften
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

für die Prüfung
im Bachelorstudiengang

Wirtschaftswissenschaften

Vom 19. November 2008

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des Hochschulgesetzes
vom 21. Juli 2003 (GVBl. S. 167), geändert
durch das Erste Landesgesetz zur Änderung
hochschulrechtlicher Vorschriften vom 19. De-
zember 2006 (GVBl. S. 438), BS 223-41, hat
der Fachbereichsrat des Fachbereichs Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz am 31. Januar
2007 die folgende Ordnung für die Prüfung
im Bachelorstudiengang Wirtschaftswissen-
schaften beschlossen. Diese Ordnung hat das
Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Ju-
gend und Kultur mit Schreiben vom 5. No-
vember 2008, Az: 9526 Tgb. Nr.: 148/07, ge-
nehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht.

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

§ 1 Geltungsbereich, Ziel des Studiums,
Zweck der Bachelorprüfung,
akademischer Grad

§ 2 Zugangsvoraussetzungen

§ 3 Gliederung des Studiums,
Umfang und Art der Bachelorprüfung

§ 4 Regelstudienzeit, Fristen

§ 5 Modularisierter Studienaufbau,
Leistungspunktesystem,
Studienleistungen

§ 6 Studienumfang, Module

§ 7 Prüfungsausschuss, Modulbeauftragte

§ 8 Prüferinnen und Prüfer,
Beisitzerinnen und Beisitzer

§ 9 Anerkennung von Studienzeiten,
Studienleistungen und
Prüfungsleistungen

II. Prüfung

§ 10 Meldung und Zulassung
zur Bachelorprüfung

§ 11 Modulprüfungen 

§ 12 Mündliche Modulprüfungen

§ 13 Schriftliche Modulprüfungen

§ 14 Bachelorarbeit

§ 15 Bewertung der Prüfungsleistungen und
prüfungsrelevanten Studienleistungen

§ 16 Bestehen und Nichtbestehen,
Wiederholen von Prüfungen

§ 17 Freiversuch

§ 18 Versäumnis, Rücktritt,
Täuschung, Ordnungsverstoß

§ 19 Zeugnis, Urkunde,
Diploma Supplement

III. Schlussbestimmungen

§ 20 Ungültigkeit der Bachelorprüfung

§ 21 Informationsrecht der Kandidatin
oder des Kandidaten

§ 22 Inkrafttreten

Anhang

I. Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich, Ziel des Studiums,

Zweck der Bachelorprüfung,
akademischer Grad

(1) Diese Ordnung regelt die Prüfung im
Bachelorstudiengang Wirtschaftswissen-
schaften des Fachbereichs Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften an der Johannes Gu-
tenberg-Universität Mainz.

(2) Der Bachelorstudiengang ist ein grund-
ständiger wissenschaftlicher Studiengang,
der zu einem ersten berufsqualifizierenden
akademischen Abschluss führt. Er hat zum
Ziel, wissenschaftliche Grundlagen, Metho-
denkompetenz und berufsfeldbezogene Qua-
lifikationen zu vermitteln. 
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Modul P „Praxismodul“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Modulteilprü-
fungen

Exkursionen (mindes-

tens 10 Tage)

P WS/SS Pfl. 6 4 Bericht/Protokoll

Praktikum (mindestens

20 Tage/6 crs) oder 2

Praktika (zu mindestens

10 Tagen/3 crs)

P WS/SS Pfl. 10 6 Bericht/Protokoll

Modulprüfung: Kumulativ (unbenotet)

Gesamt 16 SWS 10 LP

Modul S „Sprachmodul“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Modulteilprü-
fung

Sprachkurs(e) WS/SS Wpfl. ca. 4 10 Erfolgreicher

Abschluss von

Sprachkurs(en)

Modulprüfung: Kumulativ (unbenotet)

Gesamt ca. 4 SWS 10 LP

Modul K „Kolloquiumsmodul“

Lehrveranstaltung Art Regel-
semester

Verpflichtungs-
grad

SWS Leistungs-
punkte

Studienleistung

Forschungskolloquium WS/SS Pfl. 2 5

Modulprüfung: Referat im Rahmen des Forschungskolloquiums

Gesamt 2 SWS 5 LP

Legende:

S = Seminar

P = Praktikum

Pfl = Pflichtlehrveranstaltung

Ü = Übung

V = Vorlesung

WPfl = Wahlpflichtlehrveranstaltung




